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A. EU-Recht - Primärrecht 

I. Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (EAGV) 

Art. 86 

Die besonderen spaltbaren Stoffe sind Eigentum der Gemeinschaft.  

Das Eigentumsrecht der Gemeinschaft umfaßt alle besonderen spaltbaren Stoffe, die von  

einem Mitgliedstaat, einer Person oder einem Unternehmen erzeugt oder eingeführt werden 

und der in Kapitel VII vorgesehenen Sicherheitsüberwachung unterliegen. 

 

Art. 87 

Die Mitgliedstaaten, Personen oder Unternehmen haben an den besonderen spaltbaren  

Stoffen, die ordnungsgemäß in ihren Besitz gelangt sind, das unbeschränkte Nutzungs- und  

Verbrauchsrecht, soweit nicht für sie Verpflichtungen aus diesem Vertrag, insbesondere  

bezüglich der Sicherheitsüberwachung, des Bezugsrechts der Agentur und des Gesund-

heitsschutzes, entgegenstehen. 

 

II. Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 

Art. 194 

(1) Die Energiepolitik der Union verfolgt im Geiste der Solidarität zwischen den Mitglied-

staaten im Rahmen der Verwirklichung oder des Funktionierens des Binnenmarkts und 

unter Berücksichtigung der Notwendigkeit der Erhaltung und Verbesserung der Umwelt 

folgende Ziele: 

a)  Sicherstellung des Funktionierens des Energiemarkts; 

b)  Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit in der Union; 

c)  Förderung der Energieeffizienz und von Energieeinsparungen sowie Entwick-

lung neuer und erneuerbarer Energiequellen und 

d)  Förderung der Interkonnektion der Energienetze. 
 

(2) Unbeschadet der Anwendung anderer Bestimmungen der Verträge erlassen das Euro-

päische Parlament und der Rat gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren die 

Maßnahmen, die erforderlich sind, um die Ziele nach Absatz 1 zu verwirklichen. Der Erlass 

dieser Maßnahmen erfolgt nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und 

des Ausschusses der Regionen. 
 

Diese Maßnahmen berühren unbeschadet des Artikels 192 Absatz 2 Buchstabe c nicht 

das Recht eines Mitgliedstaats, die Bedingungen für die Nutzung seiner Energieressour-

cen, seine Wahl zwischen verschiedenen Energiequellen und die allgemeine Struktur sei-

ner Energieversorgung zu bestimmen. 
 

(3) Abweichend von Absatz 2 erlässt der Rat die darin genannten Maßnahmen gemäß 

einem besonderen Gesetzgebungsverfahren einstimmig nach Anhörung des Europäischen 

Parlaments, wenn sie überwiegend steuerlicher Art sind. 
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B. BRD-Recht 

I. Primärrecht - Grundgesetz (GG) 

Art. 2 

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die 

Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sitten-

gesetz verstößt. 
 

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person 

ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden. 

 

Art. 3 

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 
 

(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durchset-

zung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung beste-

hender Nachteile hin. 
 

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner 

Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen 

Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinde-

rung benachteiligt werden. 

 

Art. 12 

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wäh-

len. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes geregelt wer-

den. 
 

(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im Rahmen einer 

herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen Dienstleistungspflicht. 
 

(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung zulässig. 

 

Art. 14 

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken werden 

durch die Gesetze bestimmt. 
 

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit die-

nen. 
 

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Ge-

setz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschädigung 

regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit 

und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle 

der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen. 
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Art. 19 

(1) Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder auf Grund eines 

Gesetzes eingeschränkt werden kann, muß das Gesetz allgemein und nicht nur für den 

Einzelfall gelten. Außerdem muß das Gesetz das Grundrecht unter Angabe des Artikels 

nennen. 
 

(2) In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet werden. 
 

(3) Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, soweit sie ihrem 

Wesen nach auf diese anwendbar sind. 
 

(4) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, so steht ihm der 

Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht begründet ist, ist der ordentliche 

Rechtsweg gegeben. Artikel 10 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. 

 

Art. 20a 

Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Le-

bensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Ge-

setzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und 

die Rechtsprechung. 

 

Art. 76 

(1) Gesetzesvorlagen werden beim Bundestage durch die Bundesregierung, aus der Mitte 

des Bundestages oder durch den Bundesrat eingebracht. 
 

(2) Vorlagen der Bundesregierung sind zunächst dem Bundesrat zuzuleiten. Der Bundesrat 

ist berechtigt, innerhalb von sechs Wochen zu diesen Vorlagen Stellung zu nehmen. Ver-

langt er aus wichtigem Grunde, insbesondere mit Rücksicht auf den Umfang einer Vorlage, 

eine Fristverlängerung, so beträgt die Frist neun Wochen. Die Bundesregierung kann eine 

Vorlage, die sie bei der Zuleitung an den Bundesrat ausnahmsweise als besonders eilbe-

dürftig bezeichnet hat, nach drei Wochen oder, wenn der Bundesrat ein Verlangen nach 

Satz 3 geäußert hat, nach sechs Wochen dem Bundestag zuleiten, auch wenn die Stellung-

nahme des Bundesrates noch nicht bei ihr eingegangen ist; sie hat die Stellungnahme des 

Bundesrates unverzüglich nach Eingang dem Bundestag nachzureichen. Bei Vorlagen zur 

Änderung dieses Grundgesetzes und zur Übertragung von Hoheitsrechten nach Artikel 23 

oder Artikel 24 beträgt die Frist zur Stellungnahme neun Wochen; Satz 4 findet keine An-

wendung. 
 

(3) Vorlagen des Bundesrates sind dem Bundestag durch die Bundesregierung innerhalb 

von sechs Wochen zuzuleiten. Sie soll hierbei ihre Auffassung darlegen. Verlangt sie aus 

wichtigem Grunde, insbesondere mit Rücksicht auf den Umfang einer Vorlage, eine Fristver-

längerung, so beträgt die Frist neun Wochen. Wenn der Bundesrat eine Vorlage aus-

nahmsweise als besonders eilbedürftig bezeichnet hat, beträgt die Frist drei Wochen oder, 

wenn die Bundesregierung ein Verlangen nach Satz 3 geäußert hat, sechs Wochen. Bei 

Vorlagen zur Änderung dieses Grundgesetzes und zur Übertragung von Hoheitsrechten 

nach Artikel 23 oder Artikel 24 beträgt die Frist neun Wochen; Satz 4 findet keine Anwen-
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dung. Der Bundestag hat über die Vorlagen in angemessener Frist zu beraten und Beschluß 

zu fassen. 

 

Art. 85 

(1) Führen die Länder die Bundesgesetze im Auftrage des Bundes aus, so bleibt die Einrich-

tung der Behörden Angelegenheit der Länder, soweit nicht Bundesgesetze mit Zustimmung 

des Bundesrates etwas anderes bestimmen. Durch Bundesgesetz dürfen Gemeinden und 

Gemeindeverbänden Aufgaben nicht übertragen werden. 

(2) Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungs-

vorschriften erlassen. Sie kann die einheitliche Ausbildung der Beamten und Angestellten 

regeln. Die Leiter der Mittelbehörden sind mit ihrem Einvernehmen zu bestellen. 

(3) Die Landesbehörden unterstehen den Weisungen der zuständigen obersten Bundesbe-

hörden. Die Weisungen sind, außer wenn die Bundesregierung es für dringlich erachtet, an 

die obersten Landesbehörden zu richten. Der Vollzug der Weisung ist durch die obersten 

Landesbehörden sicherzustellen. 

(4) Die Bundesaufsicht erstreckt sich auf Gesetzmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Ausfüh-

rung. Die Bundesregierung kann zu diesem Zwecke Bericht und Vorlage der Akten verlan-

gen und Beauftragte zu allen Behörden entsenden. 

 

Art. 140 

Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der deutschen Verfassung vom 

11. August 1919 sind Bestandteil dieses Grundgesetzes. 

 

Fußnote 

[…] 

Art. 139 

Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der Arbeitsruhe und 

der seelischen Erhebung gesetzlich geschützt. 

[...] 

II. Sekundärrecht 

1. Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den Schutz gegen 

ihre Gefahren (Atomgesetz (AtG) 

a) Genehmigung von Anlagen (vor allem § 7 Abs. 1) 

Genehmigung von Anlagen (§ 7) 

(1) Wer eine ortsfeste Anlage zur Erzeugung oder zur Bearbeitung oder Verarbeitung oder 

zur Spaltung von Kernbrennstoffen oder zur Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe er-

richtet, betreibt oder sonst innehat oder die Anlage oder ihren Betrieb wesentlich verän-

dert, bedarf der Genehmigung. Für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Spal-

tung von Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität und von Anlagen 

zur Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe werden keine Genehmigungen erteilt. Dies 

gilt nicht für wesentliche Veränderungen von Anlagen oder ihres Betriebs. 
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[Abs. 1 a) – d)] 
 

(1e) (weggefallen) 
 

(2) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn 
 

1. keine Tatsachen vorliegen, aus denen sich Bedenken gegen die Zuverlässigkeit des 

Antragstellers und der für die Errichtung, Leitung und Beaufsichtigung des Betriebs der 

Anlage verantwortlichen Personen ergeben, und die für die Errichtung, Leitung und Beauf-

sichtigung des Betriebs der Anlage verantwortlichen Personen die hierfür erforderliche 

Fachkunde besitzen, 
 

2. gewährleistet ist, daß die bei dem Betrieb der Anlage sonst tätigen Personen die not-

wendigen Kenntnisse über einen sicheren Betrieb der Anlage, die möglichen Gefahren 

und die anzuwendenden Schutzmaßnahmen besitzen, 
 

3. die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen Schä-

den durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage getroffen ist, 
 

4. die erforderliche Vorsorge für die Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen 

getroffen ist, 
 

5. der erforderliche Schutz gegen Störmaßnahmen oder sonstige Einwirkungen Dritter 

gewährleistet ist, 
 

6. überwiegende öffentliche Interessen, insbesondere im Hinblick auf die Umweltauswir-

kungen, der Wahl des Standorts der Anlage nicht entgegenstehen. 
 

(2a) (weggefallen) 
 

(3) Die Stillegung einer Anlage nach Absatz 1 Satz 1 sowie der sichere Einschluß der 

endgültig stillgelegten Anlage oder der Abbau der Anlage oder von Anlagenteilen bedürfen 

der Genehmigung. Absatz 2 gilt sinngemäß. Eine Genehmigung nach Satz 1 ist nicht er-

forderlich, soweit die geplanten Maßnahmen bereits Gegenstand einer Genehmigung nach 

Absatz 1 Satz 1 oder Anordnung nach § 19 Abs. 3 gewesen sind. 
 

(4) Im Genehmigungsverfahren sind alle Behörden des Bundes, der Länder, der Gemein-

den und der sonstigen Gebietskörperschaften zu beteiligen, deren Zuständigkeitsbereich 

berührt wird. Bestehen zwischen der Genehmigungsbehörde und einer beteiligten Bun-

desbehörde Meinungsverschiedenheiten, so hat die Genehmigungsbehörde die Weisung 

des für die kerntechnische Sicherheit und den Strahlenschutz zuständigen Bundesministe-

riums einzuholen. Im übrigen wird das Genehmigungsverfahren nach den Grundsätzen 

der §§ 8, 10 Abs. 1 bis 4, 6 bis 8, 10 Satz 2 und des § 18 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes durch Rechtsverordnung geregelt; dabei kann vorgesehen 

werden, dass bei der Prüfung der Umweltverträglichkeit der insgesamt zur Stilllegung, zum 

sicheren Einschluss oder zum Abbau von Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen 

oder von Anlagenteilen geplanten Maßnahmen von einem Erörterungstermin abgesehen 
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werden kann. 
 

(5) Für ortsveränderliche Anlagen gelten die Absätze 1, 2 und 4 entsprechend. […] 
 

(6) § 14 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes gilt sinngemäß für Einwirkungen, die von 

einer genehmigten Anlage auf ein anderes Grundstück ausgehen. 

 

b) Erlöschen der Berechtigung zum Leistungsbetrieb (vor allem § 7 Abs. 1a ff. und 

Anlage 3 Spalte 2 ) 

§ 7 

[Abs. 1] 

(1a) Die Berechtigung zum Leistungsbetrieb einer Anlage zur Spaltung von Kernbrennstof-

fen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität erlischt, wenn die in Anlage 3 Spalte 2 für 

die Anlage aufgeführte Elektrizitätsmenge oder die sich auf Grund von Übertragungen nach 

Absatz 1b ergebende Elektrizitätsmenge erzeugt ist, jedoch spätestens 
 

1. mit Ablauf des 6. August 2011 für die Kernkraftwerke Biblis A, Neckarwestheim 1, Biblis 

B, Brunsbüttel, Isar 1, Unterweser, Philippsburg 1 und Krümmel, 
 

2. mit Ablauf des 31. Dezember 2015 für das Kernkraftwerk Grafenrheinfeld, 
 

3. mit Ablauf des 31. Dezember 2017 für das Kernkraftwerk Gundremmingen B, 
 

4. mit Ablauf des 31. Dezember 2019 für das Kernkraftwerk Philippsburg 2, 
 

5. mit Ablauf des 31. Dezember 2021 für die Kernkraftwerke Grohnde, Gundremmingen C 

und Brokdorf, 
 

6. mit Ablauf des 31. Dezember 2022 für die Kernkraftwerke Isar 2, Emsland und Neckar-

westheim 2. 
 

Die Erzeugung der in Anlage 3 Spalte 2 aufgeführten Elektrizitätsmengen ist durch ein 

Messgerät zu messen. […] 
 

(1b) Elektrizitätsmengen nach Anlage 3 Spalte 2 können ganz oder teilweise von einer An-

lage auf eine andere Anlage übertragen werden, wenn die empfangende Anlage den kom-

merziellen Leistungsbetrieb später als die abgebende Anlage begonnen hat. Elektrizitäts-

mengen können abweichend von Satz 1 auch von einer Anlage übertragen werden, die den 

kommerziellen Leistungsbetrieb später begonnen hat, wenn das Bundesministerium für 

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit im Einvernehmen mit dem Bundeskanz-

leramt und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie der Übertragung zugestimmt 

hat. Die Zustimmung nach Satz 2 ist nicht erforderlich, wenn die abgebende Anlage den 

Leistungsbetrieb dauerhaft einstellt und ein Antrag nach Absatz 3 Satz 1 zur Stilllegung der 

Anlage gestellt worden ist. Elektrizitätsmengen nach Anlage 3 Spalte 2 können von Anlagen 

nach Absatz 1a Satz 1 Nummer 1 bis 6 auch nach Erlöschen der Berechtigung zum Leis-

tungsbetrieb nach den Sätzen 1 bis 3 übertragen werden. 
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(1c) Der Genehmigungsinhaber hat der zuständigen Behörde 

1. monatlich die im Sinne des Absatzes 1a in Verbindung mit der Anlage 3 Spalte 2 im Vor-

monat erzeugten Elektrizitätsmengen mitzuteilen, 
 

2. die Ergebnisse der Überprüfungen und die Bescheinigungen nach Absatz 1a Satz 3 bin-

nen eines Monats nach deren Vorliegen vorzulegen, 
 

3. die zwischen Anlagen vorgenommenen Übertragungen nach Absatz 1b binnen einer Wo-

che nach Festlegung der Übertragung mitzuteilen. 

[…] 
 

(1d) Für das Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich gelten Absatz 1a Satz 1, Absatz 1b Satz 1 bis 3 

und Absatz 1c Satz 1 Nr. 3 mit der Maßgabe, dass die in Anlage 3 Spalte 2 aufgeführte 

Elektrizitätsmenge nur nach Übertragung auf die dort aufgeführten Kernkraftwerke in diesen 

produziert werden darf. 
 

[Abs. 1e) – 6] 
 

Fußnote 

§ 7 Abs. 1a Satz 1 u. 2: IdF d. Art. 1 Nr. 1 Buchst. a G v. 31.7.2011 I 1704 mWv 6.8.2011; 

nach Maßgabe der Entscheidungsformel mit GG (100-1) unvereinbar gem. BVerfGE v. 

6.12.2016 I 3451 (1 BvR 2821/11 u. a.) 
 

§ 7 Abs. 1b Satz 1: IdF d. Art. 1 Nr. 1 Buchst. b G v. 8.12.2010 I 1814 mWv 14.12.2010 u. d. 

Art. 1 Nr. 1 Buchst. b DBuchst. aa G v. 31.7.2011 I 1704 mWv 6.8.2011; nach Maßgabe der 

Entscheidungsformel mit GG (100-1) unvereinbar gem. BVerfGE v. 6.12.2016 I 3451 (1 BvR 

2821/11 u. a.) 
 

§ 7 Abs. 1b Satz 4: Eingef. durch Art. 1 Nr. 1 Buchst. b DBuchst. bb G v. 31.7.2011 I 1704 

mWv 6.8.2011; nach Maßgabe der Entscheidungsformel mit GG (100-1) unvereinbar gem. 

BVerfGE v. 6.12.2016 I 3451 (1 BvR 2821/11 u. a.) 
 

§ 7 Abs. 1c Satz 1 Nr. 1: IdF d. Art. 1 Nr. 1 Buchst. c DBuchst. aa G v. 8.12.2010 I 1814 

mWv 14.12.2010 u. d. Art. 1 Nr. 1 Buchst. c DBuchst. aa G v. 31.7.2011 I 1704 mWv 

6.8.2011; nach Maßgabe der Entscheidungsformel mit GG (100-1) unvereinbar gem. BVer-

fGE v. 6.12.2016 I 3451 (1 BvR 2821/11 u. a.) 
 

§ 7 Abs. 1c Satz 4: IdF d. Art. 1 Nr. 1 Buchst. c DBuchst. bb G v. 31.7.2011 I 1704 mWv 

6.8.2011; nach Maßgabe der Entscheidungsformel mit GG (100-1) unvereinbar gem. BVer-

fGE v. 6.12.2016 I 3451 (1 BvR 2821/11 u. a.) 

 

Link: Elektrizitätsmengen nach § 7 Absatz 1a (Anlage 3 (zu § 7 Absatz 1a)) 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/atg/anlage_3.html
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c) Inhaltliche Beschränkungen, Auflagen, Widerruf (§ 17) 

Inhaltliche Beschränkungen, Auflagen, Widerruf, Bezeichnung als Inhaber einer 

Kernanlage (§ 17) 

(1) […] Sie können zur Erreichung der in § 1 bezeichneten Zwecke inhaltlich beschränkt und 

mit Auflagen verbunden werden. Soweit es zur Erreichung der in § 1 Nr. 2 und 3 bezeichne-

ten Zwecke erforderlich ist, sind nachträgliche Auflagen zulässig. Genehmigungen, mit Aus-

nahme derjenigen nach § 7, sowie allgemeine Zulassungen können befristet werden. 
 

(2) Genehmigungen und allgemeine Zulassungen können zurückgenommen werden, wenn 

eine ihrer Voraussetzungen bei der Erteilung nicht vorgelegen hat. 
 

(3) Genehmigungen und allgemeine Zulassungen können widerrufen werden, wenn 
 

1. von ihnen innerhalb von zwei Jahren kein Gebrauch gemacht worden ist, soweit nicht die 

Genehmigung oder allgemeine Zulassung etwas anderes bestimmt, 
 

2. eine ihrer Voraussetzungen später weggefallen ist und nicht in angemessener Zeit Abhilfe 

geschaffen wird oder 
 

3. gegen die Vorschriften dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 

Rechtsverordnungen, gegen die hierauf beruhenden Anordnungen und Verfügungen der 

Aufsichtsbehörden oder gegen die Bestimmungen des Bescheids über die Genehmigung 

oder allgemeine Zulassung erheblich oder wiederholt verstoßen oder wenn eine nachträgli-

che Auflage nicht eingehalten worden ist und nicht in angemessener Zeit Abhilfe geschaffen 

wird, 
 

4. auch nach Setzung einer angemessenen Nachfrist ein ordnungsgemäßer Nachweis nach 

§ 9a Abs. 1a bis 1e nicht vorgelegt wird oder auch nach Setzung einer angemessenen 

Nachfrist keine Ergebnisse der nach § 19a Abs. 1 durchzuführenden Sicherheitsüberprü-

fung vorgelegt werden. 
 

(4) Genehmigungen sind zu widerrufen, wenn die Deckungsvorsorge nicht der Festsetzung 

nach § 13 Abs. 1 entspricht und der zur Deckungsvorsorge Verpflichtete eine der Festset-

zung entsprechende Deckungsvorsorge nicht binnen einer von der Verwaltungsbehörde 

festzusetzenden angemessenen Frist nachweist. 
 

(5) Genehmigungen oder allgemeine Zulassungen sind außerdem zu widerrufen, wenn dies 

wegen einer erheblichen Gefährdung der Beschäftigten, Dritter oder der Allgemeinheit er-

forderlich ist und nicht durch nachträgliche Auflagen in angemessener Zeit Abhilfe geschaf-

fen werden kann. 

[…] 

 

 

 

 

 



 
 
 
 
 

 

 
 
Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard) | schmid@cylaw.tu-darmstadt.de | - 10 -  

 

d) Staatliche Aufsicht (§ 19) 

Staatliche Aufsicht (§ 19) 

(1) Der Umgang und Verkehr mit radioaktiven Stoffen, die Errichtung, der Betrieb und der 

Besitz von Anlagen der in den §§ 7 und 11 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Art, der Umgang und 

Verkehr mit Anlagen, Geräten und Vorrichtungen der in § 11 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Art, 

die Beförderung dieser Stoffe, Anlagen, Geräte und Vorrichtungen, der zweckgerichtete 

Zusatz radioaktiver Stoffe und die Aktivierung von Stoffen, soweit hierfür Anforderungen 

nach diesem Gesetz oder auf Grund einer Rechtsverordnung nach diesem Gesetz beste-

hen, sowie Arbeiten nach § 11 Abs. 1 Nr. 7 unterliegen der staatlichen Aufsicht. Die Auf-

sichtsbehörden haben insbesondere darüber zu wachen, daß nicht gegen die Vorschriften 

dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, die 

hierauf beruhenden Anordnungen und Verfügungen der Aufsichtsbehörden und die Best-

immungen des Bescheids über die Genehmigung oder allgemeine Zulassung verstoßen 

wird und daß nachträgliche Auflagen eingehalten werden. Auf die Befugnisse und Oblie-

genheiten der Aufsichtsbehörden finden die Vorschriften des § 139b der Gewerbeordnung 

entsprechende Anwendung. Das für die kerntechnische Sicherheit und den Strahlenschutz 

zuständige Bundesministerium kann die ihm von den nach den §§ 22 bis 24 zuständigen 

Behörden übermittelten Informationen, die auf Verstöße gegen Ein- und Ausfuhrvorschriften 

dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, 

gegen die hierauf beruhenden Anordnungen und Verfügungen der Aufsichtsbehörden oder 

gegen die Bestimmungen des Bescheids über die Genehmigung hinweisen, an das Bun-

desministerium des Innern übermitteln, soweit dies für die Wahrnehmung der Aufgaben des 

Bundeskriminalamtes bei der Verfolgung von Straftaten im Außenwirtschaftsverkehr erfor-

derlich ist; die übermittelten Informationen dürfen, soweit gesetzlich nichts anderes be-

stimmt ist, nur für den Zweck verwendet werden, zu dem sie übermittelt worden sind. 
 

(2) Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde und die von ihr nach § 20 zugezogenen Sach-

verständigen oder die Beauftragten anderer zugezogener Behörden sind befugt, Orte, an 

denen sich radioaktive Stoffe, Anlagen der in den §§ 7 und 11 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Art 

oder Anlagen, Geräte und Vorrichtungen der in § 11 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Art befinden 

oder an denen hiervon herrührende Strahlen wirken, oder Orte, für die diese Voraussetzun-

gen den Umständen nach anzunehmen sind, jederzeit zu betreten und dort alle Prüfungen 

anzustellen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind. Sie können hierbei von den 

verantwortlichen oder dort beschäftigten Personen die erforderlichen Auskünfte verlangen. 

Im übrigen gilt § 36 des Produktsicherheitsgesetzes entsprechend. Das Grundrecht des 

Artikels 13 des Grundgesetzes über die Unverletzlichkeit der Wohnung wird eingeschränkt, 

soweit es diesen Befugnissen entgegensteht. 
 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, daß ein Zustand beseitigt wird, der den Vorschrif-

ten dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, 

den Bestimmungen des Bescheids über die Genehmigung oder allgemeine Zulassung oder 

einer nachträglich angeordneten Auflage widerspricht oder aus dem sich durch die Wirkung 

ionisierender Strahlen Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sachgüter ergeben können. 

Sie kann insbesondere anordnen,  

1. daß und welche Schutzmaßnahmen zu treffen sind, 
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2. daß radioaktive Stoffe bei einer von ihr bestimmten Stelle aufbewahrt oder verwahrt wer-

den, 
 

3. daß der Umgang mit radioaktiven Stoffen, die Errichtung und der Betrieb von Anlagen der 

in den §§ 7 und 11 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Art sowie der Umgang mit Anlagen, Geräten 

und Vorrichtungen der in § 11 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Art einstweilen oder, wenn eine 

erforderliche Genehmigung nicht erteilt oder rechtskräftig widerrufen ist, endgültig eingestellt 

wird. 
 

(4) Die Aufsichtsbefugnisse nach anderen Rechtsvorschriften und die sich aus den landes-

rechtlichen Vorschriften ergebenden allgemeinen Befugnisse bleiben unberührt. 
 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Anlagen des Bundes nach § 9a Absatz 3 

Satz 1 und für die Schachtanlage Asse II. 

 

2. Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 

Begriff des Verwaltungsverfahrens (§ 9 VwVfG) 

Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Gesetzes ist die nach außen wirkende Tätigkeit 

der Behörden, die auf die Prüfung der Voraussetzungen, die Vorbereitung und den Erlass 

eines Verwaltungsaktes oder auf den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags gerich-

tet ist; es schließt den Erlass des Verwaltungsaktes oder den Abschluss des öffentlich-

rechtlichen Vertrags ein. 

 

Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens (§ 10) 

Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte Formen nicht gebunden, soweit keine besonde-

ren Rechtsvorschriften für die Form des Verfahrens bestehen. Es ist einfach, zweckmäßig 

und zügig durchzuführen. 

 

Besorgnis der Befangenheit (§ 21) 

(1) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Amtsaus-

übung zu rechtfertigen, oder wird von einem Beteiligten das Vorliegen eines solchen Grun-

des behauptet, so hat, wer in einem Verwaltungsverfahren für eine Behörde tätig werden 

soll, den Leiter der Behörde oder den von diesem Beauftragten zu unterrichten und sich auf 

dessen Anordnung der Mitwirkung zu enthalten. Betrifft die Besorgnis der Befangenheit den 

Leiter der Behörde, so trifft diese Anordnung die Aufsichtsbehörde, sofern sich der Behör-

denleiter nicht selbst einer Mitwirkung enthält. 

[…] 

 

Beginn des Verfahrens (§ 22) 

Die Behörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und wann sie ein Verwal-

tungsverfahren durchführt. Dies gilt nicht, wenn die Behörde auf Grund von Rechtsvorschrif-

ten 

1. von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden muss; 

2. nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag nicht vorliegt. 



 
 
 
 
 

 

 
 
Prof. Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard) | schmid@cylaw.tu-darmstadt.de | - 12 -  

 

Untersuchungsgrundsatz (§ 24) 

(1) Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen. Sie bestimmt Art und Umfang 

der Ermittlungen; an das Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht 

gebunden. Setzt die Behörde automatische Einrichtungen zum Erlass von Verwaltungsak-

ten ein, muss sie für den Einzelfall bedeutsame tatsächliche Angaben des Beteiligten be-

rücksichtigen, die im automatischen Verfahren nicht ermittelt würden. 

 

(2) Die Behörde hat alle für den Einzelfall bedeutsamen, auch die für die Beteiligten günsti-

gen Umstände zu berücksichtigen. 

 

(3) Die Behörde darf die Entgegennahme von Erklärungen oder Anträgen, die in ihren Zu-

ständigkeitsbereich fallen, nicht deshalb verweigern, weil sie die Erklärung oder den Antrag 

in der Sache für unzulässig oder unbegründet hält. 

 

Anhörung Beteiligter (§ 28) 

(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Beteiligten eingreift, ist die-

sem Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu 

äußern. 

 

(2) Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn sie nach den Umständen des Einzel-

falls nicht geboten ist, insbesondere wenn 

 

1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im öffentlichen Interesse not-

wendig erscheint; 

 

2. durch die Anhörung die Einhaltung einer für die Entscheidung maßgeblichen Frist in Fra-

ge gestellt würde; 

 

3. von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten, die dieser in einem Antrag oder einer 

Erklärung gemacht hat, nicht zu seinen Ungunsten abgewichen werden soll; 

 

4. die Behörde eine Allgemeinverfügung oder gleichartige Verwaltungsakte in größerer Zahl 

oder Verwaltungsakte mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen will; 

 

5. Maßnahmen in der Verwaltungsvollstreckung getroffen werden sollen. 

 

(3) Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwingendes öffentliches Interesse entgegen-

steht. 

 

Akteneinsicht durch Beteiligte (§ 29) 

(1) Die Behörde hat den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten zu 

gestatten, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer rechtlichen 

Interessen erforderlich ist. Satz 1 gilt bis zum Abschluss des Verwaltungsverfahrens nicht 

für Entwürfe zu Entscheidungen sowie die Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung. 

Soweit nach den §§ 17 und 18 eine Vertretung stattfindet, haben nur die Vertreter Anspruch 
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auf Akteneinsicht. 

 

(2) Die Behörde ist zur Gestattung der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit durch sie die 

ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der Behörde beeinträchtigt, das Bekanntwerden 

des Inhalts der Akten dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde 

oder soweit die Vorgänge nach einem Gesetz oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen 

der berechtigten Interessen der Beteiligten oder dritter Personen, geheim gehalten werden 

müssen. 

 

(3) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Behörde, die die Akten führt. Im Einzelfall kann die Ein-

sicht auch bei einer anderen Behörde oder bei einer diplomatischen oder berufskonsulari-

schen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland erfolgen; weitere Ausnahmen 

kann die Behörde, die die Akten führt, gestatten. 

 

Begründung des Verwaltungsaktes (§ 39) 

(1) Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein schriftlich oder elektronisch bestätigter 

Verwaltungsakt ist mit einer Begründung zu versehen. In der Begründung sind die wesentli-

chen tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die Behörde zu ihrer Entschei-

dung bewogen haben. Die Begründung von Ermessensentscheidungen soll auch die Ge-

sichtspunkte erkennen lassen, von denen die Behörde bei der Ausübung ihres Ermessens 

ausgegangen ist. 

 

(2) Einer Begründung bedarf es nicht, 

 

1. soweit die Behörde einem Antrag entspricht oder einer Erklärung folgt und der Verwal-

tungsakt nicht in Rechte eines anderen eingreift; 

 

2. soweit demjenigen, für den der Verwaltungsakt bestimmt ist oder der von ihm betroffen 

wird, die Auffassung der Behörde über die Sach- und Rechtslage bereits bekannt oder auch 

ohne Begründung für ihn ohne weiteres erkennbar ist; 

 

3. wenn die Behörde gleichartige Verwaltungsakte in größerer Zahl oder Verwaltungsakte 

mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlässt und die Begründung nach den Umständen des 

Einzelfalls nicht geboten ist; 

 

4. wenn sich dies aus einer Rechtsvorschrift ergibt; 

 

5. wenn eine Allgemeinverfügung öffentlich bekannt gegeben wird. 

 

Bekanntgabe des Verwaltungsaktes (§ 41) 

(1) Ein Verwaltungsakt ist demjenigen Beteiligten bekannt zu geben, für den er bestimmt ist 

oder der von ihm betroffen wird. Ist ein Bevollmächtigter bestellt, so kann die Bekanntgabe 

ihm gegenüber vorgenommen werden. 

 

(2) – (5) […]  
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3. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 

Schadensersatzpflicht (§ 823) 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das 

Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen 

zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines anderen 

bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen die-

ses auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens 

ein. 

 


